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JETZT
BÜRGERLICH
WÄHLEN!

Damianweiss
wie wichtig Sicherheit ist, er wird

seine Kompetenzen auch da in

den Regierungsrat einbringen!

Petra Gössi, Nationalrätin,
Küssnacht

ANZEIGE

Asyl: Die Mitte will Gewerbe-
und Industrieräume öffnen
DieAsylkrise beschäftigt die Schwyzer Politik. DieMitte-Kantonsräte IreneHuwyler undMathias Bachmann
erkundigen sich nach zusätzlichenMöglichkeiten.

Jürg Auf derMaur

«Jetzt kommt die Asylkrise bei der
Schwyzer Bevölkerung an. Jetzt ist sie
unmittelbar spürbar.» So reagiert der
Oberiberger SVP-Nationalrat Marcel
Dettling auf die SchliessungderMehr-
zweckhalle in Galgenen. Die Gemein-
de hat diesen Schritt Ende letzter Wo-
che denVereinenmitgeteilt und ihnen
ihreHilfe bei der Suche nach Ersatzlö-
sungenangekündigt.Grund fürdenge-
meinderätlichenEntscheid sindzusätz-
licheRaumkapazitäten,welchedieGe-
meinde für die wieder steigende Zahl
der Asylbewerber organisieren muss
(siehe «Bote» von gestern).

Das ist alles andere als einfach, vor
allem inderRegionAusserschwyz.Hier
kommt nämlich zu den derzeit hohen
Asylzahlendazu,dass günstigerWohn-
raum so gut wie nicht auffindbar ist.
Deshalb hat sich der Gemeinderat für
dieSchliessungeinesMehrzweckraums
entschieden, der bereits abdem4.De-
zember für die neueBenutzungumge-
baut werden soll und voraussichtlich
für längere Zeit den Vereinen nicht
mehr zur Verfügung steht.

DieMittewill neue
Räumeermöglichen
Auf das grundsätzliche Problem, das
hinter dem «Galgener Entscheid»
steckt, hat die Mitte-Partei Schwyz in
einer Kleinen Anfrage hingewiesen.
«DerWohnraumimKantonSchwyz ist
bereits sehrknapp.DieLeerstandsquo-
te liegt vielerorts bei nahezu 0 Pro-
zent», haltenMitte-KantonsratMathi-

asBachmann (Merlischachen)undPar-
teikollegin IreneHuwyler (Rickenbach)
fest. Um alle Flüchtlinge unterbringen
zu können, müsse «deutlich mehr Ka-
pazität geschaffenwerden»,hieltendie
beiden fest.

«Eine Lösung für diese Herausfor-
derung könnten leer stehende Gewer-

beräumeoder Industriebautendarstel-
len», ist sichMathiasBachmannsicher.
Zwar seidasWohnen insolchenGebäu-
den grundsätzlich verboten. Der Kan-
ton habe selbst Platz für 140Flüchtlin-
ge aus der Ukraine geschaffen, indem
er eine kleine Zeltstadt errichtete. Das
sollen auch Bezirke und Gemeinden

dürfen, regt IreneHuwyler an.DieRe-
gierung soll aufzeigen, wie die Bezirke
undGemeindenvorgehenmüsstenund
welche Instrumenteesgebe,damitdie-
sekurzfristig, ohneBaureglement- und
Zonenplanrevision, Gewerbegebiet
oder Industriezonen fürAsylsuchende
nutzen könnten.

Mathias Bachmann (links) und Irene Huwyler wollen von der Regierung wissen, wie auch Bezirke und Gemeinden leer stehen-
de Gewerbe- und Industrieflächen für Asylunterkünfte nutzen könnten. Bilder: Archiv

170 000 Franken für die Vorstudie zur Umfahrung
Rothenthurm legt das Budget 2023 und zwei Sachgeschäfte vor.

Andreas Seeholzer

Der Voranschlag 2023 der Gemeinde
Rothenthurm schliesst mit einemVer-
lust von 997 300 Franken ab. Dies bei
einemGesamtaufwandvon10,786Mil-
lionen Franken und einem Gesamt-
ertrag von 9,788 Millionen Franken.
Die Nettoinvestitionen betragen
2,275Millionen Franken.

Der Steuerfuss soll bei 140Prozent
beibehalten werden. Durch die Sen-
kungendesSteuerfusses inden letzten
Jahren sowie das grosse zukünftige In-
vestitionsvolumen werden die Passiv-
zinsen fürdieGemeindeRothenthurm
deutlichansteigen.DieGesamtsumme
desFinanzausgleichsbetrags2023 stieg
gegenüber dem Budget 2022 um
105000Franken.

UmfahrungRothenthurmplanen
MitdemBauderN04NeueAxenstras-
se wird Rothenthurm verkehrstech-
nisch noch stärker belastet. In Betrieb
gehen soll die neue Axenstrasse unge-
fähr ab 2031. Der Gemeinderat
Rothenthurm treibt darumdasProjekt
«Verkehrsentlastung Rothenthurm»
voran, da die Belastung auf derHaupt-
strasse hoch ist und weiter zunehmen
wird. Laut einem Grobterminplan
könnte die Umfahrung Rothenthurm
ab 2037 in Betrieb gehen.

Aktuell wird nun eine Ausgabenbe-
willigung für den Planungskredit des
Vorprojekts Verkehrsentlastung Ro-

thenthurmvorgelegt.DerGemeinderat
beantragt dieGenehmigungderAusga-
benbewilligungvon170000Frankenan
dieUrnenabstimmungvom12.März zu
überweisen.

Der Planungskredit für das Vor-
projekt beträgt insgesamt 1,15Millio-
nen Franken. Der Anteil der Gemein-
de beträgt 170000 Franken (15 Pro-
zent derGesamtkosten). Die anderen
85 Prozent werden vom Kanton
übernommen. Der Planungskredit

dient dazu, die Vor- und Nachteile
einer Umfahrung sowie derenKosten
fachlich zu untersuchen und einzu-
schätzen. Noch sind viele Fragen un-
beantwortet, wie Linienführung, Tun-
nellänge oder Standorte der beiden
Tunnelportale, geologische und tech-
nische Herausforderungen sowie die
Kosten.Mit der Vorstudie werden die
Grundlagen geschaffen, mit denen
entschieden werden kann, ob eine
Umfahrung machbar, bezahlbar und

zweckmässig ist oder ob andere Lö-
sungen gesucht werdenmüssen.

NeueStatuten fürdenZKRI
AnderBudgetgemeindewirdauchdas
Sachgeschäft«StatutenrevisionZweck-
verband Kehrichtentsorgung Region
Innerschwyz (ZKRI)» beraten. Da die
Statuten des ZKRI die aktuelle Situa-
tionmit zumTeil bilateralenLeistungs-
vereinbarungennichtmehr festhalten,
ist eine Statutenrevision erforderlich.
Damit ändert sich nichts an der Tätig-
keit des ZKRI, sie wird aber in einen
rechtlich korrekten Rahmen gestellt.
DerGemeinderat beantragt, die Statu-
tenrevision ZKRI an dieUrnenabstim-
mung vom 12.März zu überweisen.

DieGemeindeversammlungfindet
am2.Dezember2022um20Uhr inder
Aula Letzisaal statt.

Rothenthurm aus der Vogelperspektive. Bild: Erhard Gick

Leserbriefe

Die beste aller
(Klima-)Welten?
Zum Leserbrief von Eduard Keller
vom 5. November

Dass das brillant verfasste «Forum»
von Franziska Elmer zumKlimawan-
del (vielenDank dafür!) nicht ins
Weltbild der Klimaleugner passt, war
zu erwarten. EduardKeller aus
Goldau lebt heute «in der besten aller
Welten», wie ermeint.

Schön, wenn er noch daran glau-
ben kann. Er zitiert vergangene
Naturkatastrophen (unter anderem
Fluten imAbstand von hundert,
zweihundert Jahren), scheint aber zu
verpassen, dass wir es heute täglich
mit Klimakatastrophen zu tun haben.
Hat er den Sommer 2021 bei uns etwa
verpasst?War er auch diesen Sommer
irgendwo anders unterwegs?Diesen
Oktober? Ist ihm entgangen, dass in
Ostafrika die vierte (!) Regenperiode
in Folge ausfällt? UnsereGletscher in
nie dagewesenemTempo (ver-)
schwinden?Und, und, und ...

Fachleutewie Franziska Elmer zu
kritisieren, die tagtäglich die schlim-
men Folgen dermenschgemachten
Katastrophe direktmiterleben, er-
scheintmir schon ziemlich vermes-
sen. Und sowieso hat die böse Presse
(welcheHerr Keller übrigens regel-
mässigmit qualifizierten Leserbriefen
mitgestaltet) ja denKlimawandel
erfunden ... Es wäre so schön, wenn
endlich alle die Augen öffneten und
erkennenwürden, dass dieMensch-
heit so nicht weitermachen kann.
Abermit ZeitgenossenwieHerrn
Keller fahrenwir unseren Planeten
munter weiter an dieWand. Frei nach
demMotto «nachmir die Sintflut».

Martina Urech, Sattel

Budget 2023

Laufende Rechnung
Aufwand 10,786 Mio. Fr.
Ertrag 9,789 Mio. Fr.
Aufwandüberschuss 0,998 Mio. Fr.

Investitionsrechnung
Ausgaben 2,425 Mio. Fr.
Einnahmen - 0,15 Mio. Fr.
Nettoinvestitionen 2, 275 Mio. Fr.
Steuerfuss 140%

Regierungsrat kostet
weniger
Gesetz über die Magistratspersonen

Mit demGesetz über dieMagistrats-
personenwird dasAmtdesRegie-
rungsrats vomHauptamtneu zum
Vollamt unddieEntschädigungder
Regierungwährendder aktivenZeit
wird erhöht.Gleichzeitigwird das
überholte lebenslangeRuhegehalt der
Regierungsräte abgeschafft, sodass die
Steuerzahler trotz höherer Entschädi-
gungwährendderAusübungdes
Amtes letztlich nicht höhereKosten für
dieRegierungsräte zu tragenhaben.

Die Kosten des Kantons für die
Regierungsrätewerdenmit der neuen
Regelung vielmehr sogar sinken.
Deshalb am 27. November 2022 Ja
zum zeitgemässenGesetz über die
Magistratspersonen.

BrunoBeeler, Kantonsrat und
Präsident DieMitte, Goldau


